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Öffentlicher Teil 
 
 

TOP 2.  Mitteilungen 
 
 
 

 

Frau Engelhardt begrüßt den Geschäftsführer des Jobcenters Herrn Schmitz.  
 
Herr Schmitz stellt die Pläne zum Übergang des Personenkreises U25 vom SGB II in 
das SGB III vor (siehe Anlage zu TOP 2). 
 
Er beantwortet eine Frage von Herrn Arnusch.  
 
Frau Köppen merkt an, dass das eine von vielen Hiobsbotschaften im sozialen Bereich 
sei. Sie fände es äußerst traurig, dass Netzstrukturen, die über viele Jahre gewachsen 
seien und vielen jungen Menschen Halt und Stabilität gegeben hätten, dann weg-
brächen. Es sei unbestritten, dass es keine fachlich-inhaltliche Entscheidung, sondern 
eine rein fiskalische Entscheidung sei. Das sei ihres Erachtens ein echtes Drama. Es 
sei für die Strukturen in Hagen ein ziemliches Desaster.    
 
Herr Schmitz macht deutlich, dass auch die Vertreterinnen und Vertreter aus den Minis-
terien, zu denen er Kontakt gehabt habe, geschockt gewesen seien. Es käme aus allen 
Richtungen „Gegenwind“ zu den Planungen. Am morgigen Tag werde es eine Sozialmi-
nisterkonferenz zu diesem Thema geben. Daran werde Frau Nahles als Vorstandsvor-
sitzende der Bundesagentur teilnehmen. Daran sehe man, dass mit Hochdruck an dem 
Thema gearbeitet werde. Aktuell wisse niemand, was sich daraus ergeben werde.     
 
Frau Cramer dankt für den ausführlichen Bericht. Sie möchte wissen, ob andere Städte 
auch davon betroffen seien. 
 
Herr Schmitz bestätigt, dass das bundesweit gelten werde.  
 
Herr Meier stellt fest, dass es Hagen aufgrund der besonderen Strukturen besonders 
hart treffen werde. Die Betroffenheit sei insgesamt groß. Er stelle sich die Frage, wie 
man damit umgehe. Sei es sinnvoll, im Rahmen einer Ratsresolution ein entsprechen-
des Signal zu geben? Er fände es wichtig, ein Signal abzugeben, dass man damit nicht 
einverstanden sei. Er schlage vor, eine entsprechende Resolution für die übernächste 
Ratssitzung abzugeben.  
 
Frau Soddemann teilt mit, dass sie das verwaltungsseitig bestärken wolle. Es habe 
Auswirkungen auf gewachsene Strukturen in Nordrhein-Westfalen; beispielsweise im 
Übergang Schule Beruf. Man müsse sich als Kommune äußern, dass es wichtig sei, 
diese gut funktionierenden Strukturen zu erhalten.  
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Herr Walter fragt nach den Reaktionen anderer Jobcenter in ähnlichen Städten wie Ha-
gen. 
 
Herr Schmitz berichtet, dass er mit den Jobcentern im Umkreis vernetzt sei, insbeson-
dere in der Landesarbeitsgemeinschaft der Jobcenter. Es gebe permanent eine Bewer-
tung aus operativer Sicht. Er teile die Auffassung, dass es wichtig sei, aus Sicht der 
Stadt Hagen ein Statement abzugeben. Man habe mit der Struktur, die man in der 
Stadtgesellschaft habe, ganz spezifische Problemlagen.     
 
Herr Fröhning merkt an, er wolle mit einer positiven Mitteilung fortfahren.  
Die Stadt Hagen werde jetzt im Rahmen des ESF-Bundesprogramms „Bildung, Wirt-
schaft, Arbeit im Quartier“ – BIWAQ gefördert.  
Teilprojektpartner seien Arbeit-Leben-Zukunft e.V. (ALZ), der Caritasverband und die 
Fachhochschule Dortmund. Die Projektleitung liege bei der Stadt Hagen. Das Projekt 
werde im Zeitraum 01.09.2023 bis zum 30.06.2026 durchgeführt. Das Fördervolumen 
liege bei 1,8 Millionen Euro. Das entspreche einer 90 %igen Förderung bei einem 
20%igen Eigenanteil.   
Es gehe dabei um ein niederschwelliges Angebot in den Quartieren Wehringhausen 
und Altenhagen zur Vermittlung in Beschäftigung und/oder Ausbildung für ca. 500 Teil-
nehmerInnen.   
 
Bei einer weiteren Mitteilung gehe es um die Zuweisungs- und Geflüchtetenzahlen.  
Seit Juni 2023 erreichten die Stadt Hagen wieder Zuweisungen von Flüchtlingen in stär-
kerer Anzahl. Seit Ende der Sommerferien sei die Anzahl der wöchentlichen Zuweisun-
gen für Hagen weiter erhöht worden. Für den Zeitraum Mitte Juni bis Mitte September 
seien insgesamt 73 Schutzsuchende und Flüchtlinge zugewiesen bzw. ihre Zuweisung 
angekündigt worden. Die Tendenz sei steigend. Weitestgehend handele es sich aktuell 
dabei um allein reisende Männer. Bisher sei man mit den Unterkünften relativ gut aufge-
stellt. Aktuell werde das Haus Busch für die weitere Aufnahme von Zugewiesenen vor-
bereitet.   
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Übergang des Personenkreises U25 

vom SGB II in das SGB III



29.06.23 Mail der Zentrale
„Zum 1. Januar 2025 sollen die Dienstleistungen der Berufsberatung, Arbeitsvermittlung und aktiven 
Arbeitsmarktpolitik für junge Menschen unter 25 Jahren aus dem Rechtskreis SGB II durch die 
Agenturen für Arbeit aus dem Rechtskreis SGB III erbracht werden. Das BMAS soll u.a. durch diese 
Maßnahme insgesamt einen Gesamt-Konsolidierungsbeitrag von 1,5 Milliarden Euro erbringen, der 
Beitrag der BA läge bei 900 Millionen Euro. … Der Vorschlag kam für die BA überraschend.“



u.a. Änderungen im SGB II und SGB III mit der Entscheidung zum Zuständigkeitswechsel 
am 2025 (§22 Abs. 4 Satz 5 SGB III sowie §5 Abs. 4 SGB II)

BMF HH-
Schreiben 

(S.11) 
03.07.23

Kabinetts-
entwurf 

HH-
Finanzierun

gsgesetz
16.08.23

1. Lesung
HH-

Finanzierungs
gesetz 

05.-09.09.23

Bereinigungs
sitzung 

HH-
Ausschuss 
16.11.23

Verabschie-
dung 
HH-

Finanzierungs
gesetz 

27.11. -
01.12.23

Vorentwurf 
Fachgesetze 
Herbst 23

Kabinettsent
wurf

Fachgesetze 
06.11.23

Verabschie-
dung 

Fachgesetze 
05/24

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_II/20_Legislaturperiode/2023-08-18-Haushaltsfinanzierungsgesetz/1-Regierungsentwurf.pdf?__blob=publicationFile&v=4


Position ausgewählter Stakeholder

Bundesnetzwerk 

der Jobcenter



Reaktionen des  
Bundesrechnungshofs

Das Spektrum der Kritiker reicht mittlerweile von Vertretern der Kommunen 
über die Personalräte der Jobcenter bis zum Bundesrechnungshof, der das 
Arbeitsministerium in einem neuen Prüfbericht dazu regelrecht abkanzelt.

Ohne Not sollen Strukturen zerstört werden, die seit 20 Jahren existieren und 
erfolgreich junge Menschen in Arbeit vermitteln

In einem der F.A.Z. vorliegenden Prüfbericht warnt auch er, die Unterstützung 
für die Jugendlichen drohe sogar schlechter zu werden – und die 
Kostenverlagerung auf die Beitragskasse sei auch keine echte Einsparung.

Quelle: https://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/rechnungshof-rueffelt-heil-fuer-
kostenverlagerung-im-sozialetat-19174521.html

https://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/rechnungshof-rueffelt-heil-fuer-kostenverlagerung-im-sozialetat-19174521.html


4.045

Gemeldete erwerbsfähige Personen* 

756

Nichtarbeitslose 
Arbeitssuchende

2.517

Nichtarbeits-

suchende

641

Vollzeit-
schulpflichtige 

Jugendliche

1.109

Personen in 
allgemein- oder 
berufsbildender 

Ausbildung

333

Personen ohne 
sichergestellte 

Kinderbetreuung

*Quelle: Statistik der BA, August 2023, Datenstand: August 2023

darunter (exemplarisch)

262

Duale Ausbildung 
in Vollzeit

772

arbeitslose 
Arbeitssuchende
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